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*Aufgrund des§ 24 Abs. 1 der KV des Landes M-V haben Herr Lebeda, Herr Wollgast und Frau Prehl weder an 
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Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wieck a. Darß beschließt auf Grund des § 5 Abs. 1 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBI. M-V, S. 270, 351 ), folgende Satzung: 

Satzung der Gemeinde Wieck a. Darß über die Veränderungssperre für den zukünftigen Planbereich 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18 „Wohnungsbau östlich der Prerower Straße" 

§ 1
Zu sichernde Planung 

Die Gemeindevertretung hat in öffentlicher Sitzung beschlossen, die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 18 „Wohnungsbau östlich der Prerower Straße" aufzustellen. Zur Sicherung der Planung wird für 
den künftigen Geltungsbereich eine Veränderungssperre erlassen. 

§2
Räumlicher Geltungsbereich 

Die Veränderungssperre erstreckt sich auf das Gebiet, welches wie folgt begrenzt wird: 
im Norden durch Bebauung 
im Osten durch den Parkplatz Kargweg 
im Süden durch straßenbegleitende Bebauung entlang der Kielstraße und 
im Westen durch die Prerower Straße 

Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke der Flur 6 Gemarkung Wieck a. Darß: 

115/48, 115/47, 115/26, 115/25, 115/36, 115/37, 115/38, 115/30, 115/46, 115/45, 115/31, 115/32, 
115/39, 115/35, 115/34, 115/40, 115/49, 115/33, 118/12, 118/10, 118/11 

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist in der Anlage beigefügt. 

§3

Rechtswirkungen der Veränderungssperre 

In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen Vorhaben im Sinne des § 29 
Baugesetzbuch nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden. Erhebliche oder 
wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren 
Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, dürfen nicht 
vorgenommen werden (§ 14 Abs. 1 BauGB). 




